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B9-0235/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Folgemaßnahmen zu der Konferenz 
zur Zukunft Europas
(2022/2648(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Geschäftsordnung der Konferenz, die vom Exekutivausschuss 
gebilligt und auf der mehrsprachigen digitalen Plattform der Konferenz zur Zukunft 
Europas veröffentlicht wurde,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der neun thematischen Arbeitsgruppen der 
Konferenz zur Zukunft Europas,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der neun thematischen Arbeitsgruppen der 
Konferenz zur Zukunft Europas, die am 30. April 2022 von einer Mehrheit der 
Plenarversammlung der Konferenz gebilligt wurden,

– unter Hinweis auf den im Februar 2022 veröffentlichten Tätigkeitsbericht der 
mehrsprachigen digitalen Plattform der Konferenz zur Zukunft Europas,

– unter Hinweis auf die im Februar 2022 auf der mehrsprachigen digitalen Plattform der 
Konferenz zur Zukunft Europas veröffentlichten Beiträge der einzelnen Mitgliedstaaten,

– unter Hinweis auf die auf der mehrsprachigen digitalen Plattform der Konferenz zur 
Zukunft Europas veröffentlichten Berichte der nationalen Bürgerforen und der 
nationalen Veranstaltungen,

– unter Hinweis auf den infolge des Europäischen Jugendevents vom 8./9. Oktober 2021 
veröffentlichten Bericht über die Ideen der Jugend für die Konferenz zur Zukunft 
Europas,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des europäischen Bürgerforums 1 zu dem Thema 
„Eine stärkere Wirtschaft, soziale Gerechtigkeit und Beschäftigung / Bildung, Kultur, 
Jugend und Sport / digitaler Wandel“,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des europäischen Bürgerforums 2 zu dem Thema 
„Demokratie in Europa / Werte und Rechte, Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit“,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des europäischen Bürgerforums 3 zu dem Thema 
„Klimawandel und Umwelt /Gesundheit“,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des europäischen Bürgerforums 4 zu dem Thema 
„Die EU in der Welt /Migration“,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Konferenz zur Zukunft Europas von Anfang an keine 
wirkliche Gelegenheit bot, mit den Bürgern einen offenen Dialog zu treten, und dass 
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dies am Ende eines Jahrzehnts geschah, das von zahlreichen Krisen (Eurokrise, 
Migrationskrise, Brexit und COVID-19-Pandemie) geprägt war und in dem die Skepsis 
gegenüber der Europäischen Union, die nicht in der Lage ist, auf die Herausforderungen 
dieser historischen Epoche und die wirklichen Bedürfnisse der Gesellschaft zu 
reagieren, stetig zugenommen hat;

B. in der Erwägung, dass der Einmarsch der Russischen Föderation in die Ukraine in die 
letzte Phase der Konferenz zur Zukunft Europas fiel;

C. in der Erwägung, dass die Konferenz zur Zukunft Europas eine Idee des französischen 
Staatspräsidenten Emmanuel Macron war und nun während der französischen 
Ratspräsidentschaft zu Ende geht; in der Erwägung, dass der Zeitrahmen der Konferenz 
absichtlich von zwei Jahren auf ein Jahr verkürzt wurde, wodurch es zu einer 
chaotischen Organisation kam;

D. in der Erwägung, dass an der Konferenz Bürger, Mitglieder des Europäischen 
Parlaments, Mitglieder der Europäischen Kommission, Vertreter des Rates, Mitglieder 
der nationalen Parlamente, Vertreter der Sozialpartner und der organisierten 
Zivilgesellschaft, Mitglieder des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und 
des Europäischen Ausschusses der Regionen teilnahmen;

E. in der Erwägung, dass das Verfahren zur Auswahl der Bürger, die an der Konferenz zur 
Zukunft Europas teilgenommen haben, nicht transparent war; in der Erwägung, dass die 
Auswahl der Bürger durch „Selbstselektion“ geprägt war, wodurch die Vielfalt der 
Vorstellungen von der Europäischen Union nicht vollständig abgebildet werden konnte; 
in der Erwägung, dass zu keinem Zeitpunkt eine Liste veröffentlicht wurde, aus der die 
Identität der Teilnehmer hervorgeht;

F. in der Erwägung, dass es – auch vor dem Hintergrund aktueller und historischer 
Ereignisse – von grundlegender Bedeutung gewesen wäre, den Bürgern, die einen 
kritischen Standpunkt vertreten, zuzuhören, um die Mängel des Projekts der 
Europäischen Union vollständig zu verstehen und zu beheben sowie auf die 
tatsächlichen Bedürfnisse der Gesellschaft einzugehen und auf die anstehenden 
Herausforderungen vorbereitet zu sein;

G. in der Erwägung, dass die Konferenz in den nationalen Medien nur wenig Beachtung 
fand und vielen unbekannt blieb;

H. in der Erwägung, dass die Zahl der teilnehmenden Bürger im Vergleich zur 
europäischen Gesamtbevölkerung einen sehr geringen Prozentsatz von 0,00001 % 
ausmacht;

I. in der Erwägung, dass die mehrsprachige digitale Plattform laut dem von Kantar 
veröffentlichten Aktivitätsbericht vom März 2022 eine bescheidene Gesamtzahl von 
43 734 Beiträgen und 16 274 Ideen verzeichnete;

J. in der Erwägung, dass die Kosten (Quellen und Höhe der für die Konferenz 
erforderlichen Finanzmittel) noch nicht veröffentlicht wurden, obwohl von Mitgliedern 
der Delegation des Europäischen Parlaments bei der Konferenz mehrere Anträge an den 
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Exekutivausschuss gestellt wurden und mehrere parlamentarische Anfragen gemäß 
Artikel 138 der Geschäftsordnung an die Kommission und den Rat gerichtet wurden;

K. in der Erwägung, dass die Bestimmungen der vom Exekutivausschuss angenommenen 
Geschäftsordnung nur allgemein gefasst sind; in der Erwägung, dass die in den 
Arbeitsgruppen der Konferenz zur Zukunft Europas anzuwendenden Verfahren auf 
einem großen Ermessensspielraum der Vorsitzenden oder auf vom Exekutivausschuss 
entwickelten Lösungen beruhten, wobei diese häufig zu einem sehr späten Zeitpunkt 
und ohne jegliche Transparenz oder vorherige Einigung mit den Teilnehmern der 
Konferenz festgelegt wurden;

L. in der Erwägung, dass die Auswahl der Sachverständigen, die die Arbeit der 
europäischen Bürgerforen leiteten, ausschließlich durch den Exekutivausschuss 
erfolgte; in der Erwägung, dass auch dieser Prozess durch einen völligen Mangel an 
Transparenz gekennzeichnet war; in der Erwägung, dass viele dieser Experten laut 
öffentlich zugänglichen Daten Fördermittel von der EU erhalten haben oder noch 
erhalten;

M. in der Erwägung, dass der Abschlussbericht der Konferenz zur Zukunft Europas auf der 
Grundlage eines Non-Papers erstellt wurde, das von den Arbeitsgruppen der Konferenz 
auf der Grundlage der Empfehlungen der europäischen Bürgerforen, der nationalen 
Bürgerforen und eines kleinen Teils der auf der mehrsprachigen digitalen Plattform 
gesammelten Empfehlungen erstellt wurde;

N. in der Erwägung, dass bei der Ausarbeitung des Non-Papers auf der Grundlage der von 
den Bürgern eingegangenen Empfehlungen auch Vorschläge anderer Beteiligter der 
Konferenz, insbesondere von Mitgliedern des Europäischen Parlaments, einbezogen 
wurden;

O. in der Erwägung, dass viele der Vorschläge schon oft in Entschließungen des 
Parlaments enthalten waren, darunter unter anderem die vorgeschlagene Abschaffung 
des Einstimmigkeitsprinzips bei Abstimmungen im Rat, die Änderung des europäischen 
Wahlrechts zur Einführung länderübergreifender Listen und eines unionsweiten 
Wahlkreises, die Ausweitung des Anwendungsbereichs der Konditionalitätsregelung 
(Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092) auf alle Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit 
und die Stärkung der Europäischen Gesundheitsunion sowie Vorschläge zur Migration, 
die im Wesentlichen im Migrationspaket der Kommission von 2021 dargelegt wurden;

P. in der Erwägung, dass unter dem Deckmantel der Konferenz zur Zukunft Europas 
grundlegende politische Änderungen auf Kosten der Souveränität der Mitgliedstaaten 
durchgesetzt werden sollen;

Q. in der Erwägung, dass die Ansichten und Vorschläge von Minderheiten, d. h. Ansichten, 
die sich von denen unterscheiden, die sich für eine vertiefte europäische Integration und 
die Schaffung einer föderalen Union zwischen den Mitgliedstaaten einsetzen, in den 
Schlussfolgerungen der Konferenz nicht angemessen vertreten waren, einschließlich der 
Beiträge auf der mehrsprachigen digitalen Plattform, von denen einige auch skeptische 
Meinungen zum Projekt der Europäischen Union zum Ausdruck brachten;
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R. in der Erwägung, dass mehrere der von der Mehrheit der Konferenz gebilligten 
Vorschläge eine Änderung der Verträge erfordern; in der Erwägung, dass die von der 
Konferenz gebilligten Schlussfolgerungen einen Aufruf zur Einberufung eines 
Konvents zur Änderung der Verträge gemäß Artikel 48 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) enthalten;

Kritische Anmerkungen zum gesamten Prozess

1. verurteilt den gesamten Prozess der Konferenz zur Zukunft Europas und ihre 
Schlussfolgerungen; ist der Ansicht, dass die Konferenz weder demokratisch, legitim 
noch transparent ist, und brandmarkt ihre Schlussfolgerungen als vorformuliert und 
politisch orientiert; weist darauf hin, dass die Bezeichnung „Konferenz zur Zukunft 
Europas“ irreführend ist, da es nicht um Europa – d. h. den europäischen Kontinent – 
ging, sondern um die Zukunft der EU als politische und institutionelle Struktur, die 
derzeit nicht in der Lage ist, auf die anstehenden Herausforderungen zu reagieren; 
betont, dass die Organisatoren von Anfang an nicht versucht haben, eine echte Debatte 
über Europa zu schaffen, sondern eine Konsultation über die Zukunft der EU zu lenken, 
indem ausschließlich föderalistische Meinungen sondiert wurden;

2. stellt fest, dass die Konferenz den europäischen Organen keine gute Gelegenheit 
geboten hat, einen fruchtbaren und umfassenden Dialog mit den Bürgern, den 
nationalen Parlamenten, den regionalen und lokalen Behörden, den Sozialpartnern und 
der organisierten Zivilgesellschaft über die Zukunft Europas zu führen;

3. hebt hervor, dass die Konferenz zur Zukunft Europas nicht der Notwendigkeit 
entsprochen hat, die Bürger näher an die Organe der Europäischen Union heranzuführen 
oder als neues demokratisches Instrument der Teilhabe zu fungieren, und dass ein 
solches Vorgehen daher nicht wiederholt werden sollte; betont, dass eine freie 
Aussprache mit den Bürgern nicht möglich war, da der gesamte Prozess von den 
politischen Bestandteilen der Konferenz kontrolliert wurde, wodurch der vollständig 
demokratische Charakter der Konferenz untergraben wurde;

4. stellt fest, dass die Konferenz in den nationalen Medien nur sehr wenig Beachtung fand, 
was dazu führte, dass die überwiegende Mehrheit der Bürger nichts von ihrer Existenz 
weiß;

Auswahl und Beteiligung der Bürger

5. weist darauf hin, dass das Verfahren zur Auswahl der Bürger, die an der Konferenz zur 
Zukunft Europas teilgenommen haben, undurchsichtig und unklar war; stellt fest, dass 
die Zahl der teilnehmenden Bürger im Vergleich zur europäischen Gesamtbevölkerung 
einen sehr geringen Prozentsatz ausmacht und daher bei Weitem nicht als 
„repräsentativ“ angesehen werden kann; betont, dass nur 800 Bürger an den 
europäischen Bürgerforen teilgenommen haben und dass danach nur wenige Vertreter 
jedes Bürgerforums an der Plenarversammlung und den Arbeitsgruppen teilnahmen; 
bedauert zutiefst, dass zu keinem Zeitpunkt eine umfassende Liste aller Teilnehmer 
veröffentlicht wurde;

6. habt hervor, dass auf der Konferenz nicht alle Visionen von Europa und nicht alle 
unterschiedlichen Meinungen vertreten waren; bedauert, dass die Vielfalt der Ansichten 
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der ausgewählten Bürger über die Europäische Union nicht gefördert und unterstützt 
wurde und insbesondere diejenigen Europäer unterrepräsentiert blieben, die der Politik 
der EU eher skeptisch und kritisch gegenüberstehen; bekräftigt nachdrücklich, dass es 
für die Organe der EU von grundlegender Bedeutung gewesen wäre, den Bürgern 
zuzuhören, die einen kritischen Standpunkt vertreten;

7. stellt fest, dass viele der Vorschläge, insbesondere diejenigen, in denen eine kritische 
Haltung gegenüber der EU zum Ausdruck gebracht wird, nicht in den endgültigen 
Entwurf der Schlussfolgerungen aufgenommen wurden; weist darauf hin, dass nur sehr 
wenige Beiträge der Plattform von den Arbeitsgruppen berücksichtigt wurden, obwohl 
die Beteiligung auf der mehrsprachigen digitalen Plattform wesentlich höher war als bei 
den europäischen und nationalen Bürgerforen;

Mangel an finanzieller Transparenz und Rechenschaftspflicht

8. betont, dass die Kosten der Konferenz trotz zahlreicher Anfragen von Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments noch nicht veröffentlicht wurden;

9. verurteilt nachdrücklich diesen Mangel an Transparenz bei der Verwendung öffentlicher 
Mittel, insbesondere in einer Zeit des historischen wirtschaftlichen Abschwungs, und 
kritisiert, dass die Kommission sich immer wieder geweigert hat, die diesbezüglichen 
parlamentarischen Anfragen zu beantworten, insbesondere die Anfragen zur 
schriftlichen Beantwortung E-001181/2022 und E-002268/2021;

10. fordert daher den Europäischen Rechnungshof auf, den Mangel an Transparenz und 
Haushaltsplanung für diese Veranstaltung zu untersuchen und darüber Bericht zu 
erstatten;

Verfahrensprobleme und mangelnde Transparenz des Entscheidungsprozesses

11. bedauert und verurteilt die mangelnde Transparenz der Verfahren für den 
Beschlussfassungsprozess der Konferenz;

12. weist darauf hin, dass die Leitung der Konferenz dem externen Unternehmen Kantar 
übertragen wurde; weist darauf hin, dass Kantar ein langjähriger Dienstleister der 
Kommission ist; stellt die Kultur der Auslagerung in Frage und ist der Ansicht, dass 
dieser Prozess in völliger Transparenz direkt von den organisierenden Institutionen 
hätte geleitet werden müssen;

13. stellt fest, dass die Geschäftsordnung der Konferenz nur allgemein gefasste 
Bestimmungen enthält; weist darauf hin, dass dies zu großer Verwirrung bei allen 
Beteiligten der Konferenz – auch bei den teilnehmenden Bürgern – geführt hat, die 
Schritt für Schritt vorgehen mussten, wobei Lösungen oft erst spät vom 
Exekutivausschuss beschlossen wurden, ohne dass es vorher zu einer Einigung 
zwischen den Beteiligten gekommen wäre;

14. verurteilt den völligen Mangel an Transparenz bei der ausschließlich vom 
Exekutivausschuss vorgenommenen Auswahl der Sachverständigen, die die Arbeit der 
europäischen Bürgerforen geleitet haben; betont, dass viele dieser Sachverständigen 
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öffentlich zugänglichen Daten zufolge Finanzmittel von der EU erhalten oder erhalten 
hatten oder sogar bereits in Wahlregistern geführt wurden und mithin befangen sind;

15. weist erneut darauf hin, dass der Abschlussbericht der Konferenz zur Zukunft Europas 
auf der Grundlage eines Non-Papers verfasst wurde, das von den Arbeitsgruppen der 
Konferenz auf der Grundlage von Empfehlungen erstellt wurde, die von den 
europäischen und nationalen Bürgerforen eingereicht wurden oder – in einer kleinen 
Anzahl – aus den Beiträgen auf der mehrsprachigen digitalen Plattform 
zusammengetragen wurden; stellt fest, dass auch kontroverse Vorschläge anderer 
Beteiligter der Konferenz, die in keinerlei Bezug zu den Empfehlungen der Bürger 
stehen, insbesondere von Mitgliedern des Europäischen Parlaments, bei der 
Ausarbeitung des Non-Papers einbezogen wurden;

16. betont, dass die Arbeitsgruppen keine Geschäftsordnung angenommen hatten und auch 
über keine Geschäftsordnung verfügten, in der festgelegt war, nach welchem Verfahren 
Vorschläge zu billigen sind; verurteilt, dass dies genutzt wurde, um die Ausarbeitung 
der Vorschläge zu beschleunigen, wobei die Verfahren von den Vorsitzenden der 
Arbeitsgruppen nach eigenem Ermessen festgelegt wurden; verurteilt die Tatsache, dass 
die Festlegung des Inhalts der Non-Papers und ihre Billigung im Eiltempo erfolgten, 
wodurch die Transparenz und der Dialog zwischen den Organen und den beteiligten 
Bürgern weiter beeinträchtigt wurden;

17. bedauert ferner die anhaltende Beteiligung von Berufspolitikern, die die Debatte und 
den gesamten Prozess stark beeinflusst und kontrolliert haben;

Das gebilligte Paket von Vorschlägen

18. lehnt die Schlussfolgerungen ab, in denen sich kontroverse Fragen niederschlagen, zu 
denen das Parlament geteilter Meinung ist; stellt fest, dass mehrere Vorschläge eine 
Vertragsänderung erfordern; nimmt zur Kenntnis, dass 80 % der Empfehlungen eine 
weitere Übertragung nationaler Zuständigkeiten auf die Organe der EU und damit eine 
geringere Autonomie der nationalen Parlamente und Regierungen in der Innenpolitik 
bedeuten;

19. hebt hervor, dass die Ansichten und Vorschläge von Minderheiten – d. h. solche, die 
sich von denjenigen unterscheiden, die eine vertiefte europäische Integration und die 
Schaffung einer föderalen Union zwischen den Mitgliedstaaten befürworten – weder 
angemessen vertreten noch in die Schlussfolgerungen der Konferenz aufgenommen 
wurden, auch im Hinblick auf die Beiträge auf der mehrsprachigen digitalen Plattform, 
in denen auch skeptische Ansichten über das Projekt der Europäischen Union zum 
Ausdruck kamen, die aber nie Teil der Diskussionen oder Schlussfolgerungen waren;

20. lehnt neben anderen Vorschlägen nachdrücklich den Vorschlag ab, mit qualifizierter 
Mehrheit über Fragen zu entscheiden, die derzeit im Rat einstimmig beschlossen 
werden, insbesondere im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik; ist 
der Auffassung, dass das Einstimmigkeitsprinzip eine wichtige Garantie für die 
Souveränität der Mitgliedstaaten und den Schutz der Interessen ihrer Bürger darstellt; 
stellt jedoch fest, dass eine Änderung der Abstimmungsmethoden insbesondere für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik nicht erforderlich ist, da die Mitgliedstaaten 
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bewiesen haben, dass ein geschlossenes Handeln möglich ist, wenn es im Interesse aller 
ist, wie in der Ukraine-Krise deutlich wurde;

21. bedauert zutiefst und verurteilt, dass die Mehrheit der Vertreter des Europäischen 
Parlaments die Krise in der Ukraine („Kiewer Moment“) und den dramatischen 
historischen Moment instrumentalisiert hat, um weitreichende Vertragsänderungen zu 
rechtfertigen;

22. kritisiert die Idee, die Europäische Gesundheitsunion zu stärken, indem das Potenzial 
des derzeitigen Rahmens voll ausgeschöpft wird und Gesundheit und 
Gesundheitsversorgung in die geteilten Zuständigkeiten der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten aufgenommen werden; ist der Ansicht, dass die Art und Weise, wie die 
EU während der Pandemie vorgegangen ist – insbesondere die schlechte Handhabung 
des Impfstoffvertrags –, gezeigt hat, dass es notwendig ist, dass diese Zuständigkeiten 
fest in den Händen der Mitgliedstaaten verbleiben;

23. ist der Auffassung, dass die im Abschlussbericht der Konferenz vorgeschlagene 
wirksame Anwendung und Bewertung des Anwendungsbereichs der 
Konditionalitätsverordnung und anderer Rechtsstaatlichkeitsinstrumente sowie Prüfung 
von Erweiterungen auf neue Bereiche, unabhängig von deren Relevanz für den EU-
Haushalt, ein Fehler wäre;

24. spricht sich entschieden gegen die Umsetzung von mehreren Vorschlägen aus, 
insbesondere gegen die Vorschläge zur Migration, mit denen die Interessen der 
Mitgliedstaaten und ihrer Bürger weder gewahrt noch geschützt werden; stellt fest, dass 
die Vorschläge zur Migration größtenteils den Vorschlägen aus dem Migrationspaket 
der Kommission von 2021 entsprechen;

25. weist mit Blick auf die Einführung länderübergreifender Listen und eines unionsweiten 
Wahlkreises im Rahmen des neuen europäischen Wahlgesetzes ausdrücklich auf die 
daraus resultierende Gefahr eines Demokratiedefizits im Europäischen Parlament hin; 
kritisiert die Anwendung des Grundsatzes der degressiven Proportionalität, der die 
Verteilung der Sitze entsprechend den Wahlergebnissen in den Mitgliedstaaten verzerrt 
und der Repräsentativität der Mitgliedstaaten abträglich ist; betont, dass dieser 
Vorschlag von Vertretern des Europäischen Parlaments in der Konferenz stammt, 
obwohl in der zuständigen Arbeitsgruppe – auch seitens der teilnehmenden Bürger – 
Kritik geäußert wurde; betont ferner, dass die Empfehlung, das Wahlalter auf 16 Jahre 
festzusetzen, von den Bürgern in der Arbeitsgruppe nicht gebilligt wurde, aber dennoch 
in den offiziellen Schlussfolgerungen enthalten ist;

26. ist der festen Überzeugung, dass die Europäische Union die Rolle der Mitgliedstaaten 
achten und dabei den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die Subsidiarität in den 
Mittelpunkt ihrer Politik stellen muss; begrüßt in diesem Zusammenhang den 
Vorschlag, die nationalen und regionalen Parlamente stärker in den 
Gesetzgebungsprozess der EU einzubinden und ihre Rolle aufzuwerten;

27. fordert mehr Transparenz und Rechenschaftspflicht im Beschlussfassungsverfahren der 
EU; fordert den Schutz der Redefreiheit und der Unabhängigkeit der Medien, 
insbesondere auf großen Technologieplattformen;
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28. unterstreicht, dass eine Vertiefung der europäischen Integration keine Lösung ist, um 
die Herausforderungen der Zukunft besser zu bewältigen;

Schlussfolgerungen zu der Konferenz zur Zukunft Europas

29. nimmt zur Kenntnis, dass in den von der Konferenz gebilligten Schlussfolgerungen die 
Einberufung eines Konvents nach Artikel 48 EUV zur Änderung der Verträge 
vorgesehen ist; weist darauf hin, dass Guy Verhofstadt, Sprecher der Komponente des 
Europäischen Parlaments, Ko-Vorsitzender der Konferenz und Mitglied des 
Exekutivausschusses, auf der abschließenden Plenarversammlung der Konferenz am 29. 
und 30. April 2022 die Zustimmung des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlagspaket bekannt gab und Anstrengungen für eine rasche Einberufung des 
Konvents versprach; ist der Ansicht, dass die Konferenz nicht als legitimer 
Ausgangspunkt eines solchen Konvents angesehen werden kann;

30. bringt in diesem Zusammenhang sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass die 
Konferenz zur Zukunft Europas Gefahr läuft, zu einem Instrument zur Umgehung der 
Mechanismen der parlamentarischen und repräsentativen Demokratie zu werden; stellt 
fest, dass Vorschläge, die nicht mit den Empfehlungen der Bürger im Einklang sind und 
nicht auf diesen beruhen, auch auf Initiative der anderen Komponenten der Konferenz, 
insbesondere des Europäischen Parlaments, angenommen wurden;

31. stellt entschieden die demokratische Legitimität des Vorschlagspakets infrage, das von 
einer kleinen Zahl von Bürgern und einer ebenso geringen Zahl von Vertretern der 
europäischen und nationalen Institutionen unterstützt wurde, ohne dass hierfür ein 
echtes legitimes Mandat vorlag;

32. ist der Ansicht, dass die Beteiligung und vorherige Einbindung der Bürger wichtig ist, 
da ihre Ideen und Vorschläge eine Grundlage für künftige politische Entscheidungen 
ihrer gewählten Vertreter bilden können; betont, dass die repräsentative Demokratie das 
Fundament der europäischen Demokratie ist und von der partizipativen Demokratie zu 
trennen ist; weist darauf hin, dass die Menschen im Rahmen von Wahlen bereits ein 
klares Mitspracherecht über Europa erhalten;

33. ist der Auffassung, dass jede Änderung der derzeitigen Struktur und Funktionsweise der 
EU im Einklang mit den demokratischen Mechanismen und auf jeden Fall im Rahmen 
der Verträge erfolgen muss, ohne deren Reform erforderlich zu machen; bedauert, dass 
jede Möglichkeit, den Mitgliedstaaten mehr Zuständigkeiten zu übertragen, 
ausgeschlossen wurde;

34. ist ferner der Auffassung, dass jede wesentliche Änderung der Verträge – im Einklang 
mit den nationalen Gesetzgebungsverfahren – Gegenstand nationaler 
Volksabstimmungen sein sollte;

35. bedauert abschließend, dass die Organe der EU erneut die Gelegenheit versäumt haben, 
die Mängel des europäischen Projekts wirklich anzugehen und die EU den Bürgern 
näherzubringen;

36. bekräftigt, dass die Konferenz zur Zukunft Europas fruchtbar hätte sein können, wenn 
man auch kritischen Ansichten über das Projekt der Europäischen Union Gehör 
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geschenkt hätte; ist der Auffassung, dass die Konferenz keine fruchtbare Ausübung der 
Demokratie und des Engagements mit den Bürgern war, da vor allem die Stimmen zu 
Wort kamen, die eine stärkere europäische Integration befürworten – mit dem Ergebnis, 
dass es keinen vollständig demokratischen Prozess gegeben hat;

37. fordert die Bürger der Mitgliedstaaten auf, von den bestehenden Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen, sich bei ihren nationalen Bürgerbeauftragten und dem 
Europäischen Bürgerbeauftragten zu beschweren, um die Organe, die die Konferenz 
organisiert haben, zu zwingen, die Normen hinsichtlich der Transparenz und Legitimität 
einzuhalten;

°

° °

38. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung sowie den beigefügten Vorschlag dem 
Europäischen Rat, dem Rat, der Kommission und den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln.


